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Jahrgang 2025  Ausgegeben am 27.06.2025 

7. Verordnung: Baugrundlagenbestimmungsverordnung 

 

VERORDNUNG 

der Landeshauptstadt Bregenz über das Erfordernis der Stellung eines Antrages auf 
Baugrundlagenbestimmung 

(Beschluss der Stadtvertretung vom 26.06.2025) 

 

Auf Grund des Beschlusses der Stadtvertretung der Landeshauptstadt Bregenz vom 26. Juni 2025 
wird gemäß § 3 Abs 2 des Baugesetzes (BauG), LGBl Nr 52/2001 idF LGBl. Nr. 4/2022, verordnet: 

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

 

Vor einem Bauantrag für Bauvorhaben nach § 18 Abs 1 lit a BauG, LGBl. Nr. 52/2001 idF LGBl. 
Nr. 64/2019 muss ein Antrag auf Baugrundlagenbestimmung gestellt werden, wenn das Bauvorhaben 

 

a) die Errichtung eines Gebäudes mit einer überbauten Fläche von mehr als 80 m² oder  

b) die wesentliche Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch welche die überbaute Fläche um mehr 

als 40 m² vergrößert wird oder durch welche ein zusätzliches Vollgeschoss entsteht, 

betrifft. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit Beginn des auf die Kundmachung folgenden Tages in Kraft. Gleichzeitig 
wird die Verordnung der Landeshauptstadt Bregenz betreffend das Erfordernis der Stellung eines 
Antrages auf Baugrundlagenbestimmung vom 18.12.2001 aufgehoben und verliert ihre Wirksamkeit. 

 

Der Bürgermeister: 

M i c h a e l  R i t s c h ,  M B A  
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